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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)

Beispiele:

· AGB-Banken, AGB-Sparkassen

· Mietbedingungen

· Reisebedingungen

· VOBIB im Bauwesen

Vorteile AGB’s

· Vereinheitlichung von Vertragsschlüssen

· Rationelle Vertragsabschlüße

· Entlastung der Mitarbeiter

· Verbesserung der Rechtsposition

· Vor allem unternehmensbezogene Vorteile

Nachteile der AGB’s

· Lasten- & Risikenverteilung zu einseitig

· Durchsetzung des stärkeren Partners

· „Kleingedruckte“

· Gefahr des aushöhlen der Vertragsfreiheit

Handlungsbedarf von Seiten des Gesetzgebers

· AGB-Gesetz (seit 1.4.77)

· Ziel: einseitig belastende Risikoverschiebungen eingrenzen (Schutz der materiellen Gerechtigkeit)

· EG-Richtlinien über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherschutzverträgen (25.7.96 in Kraft) umgesetzt im AGB-Gesetz

· Überführung des AGB in das BGB (1.1.2002)

Prüfung des AGB’s

1. Anwendbarkeit der §§305 ff n.F. (neue Fassung)

· Vorliegen einer Klausel als AGB

· Sachlicher Anwendungsbereich

· Persönlicher Anwendungsbereich

2. Einbeziehung der AGB in den Vertrag

· Einbeziehung nach §305 II BGB n.F.

· Hinweis auf  Klausel

· Möglichkeit der zumutbaren Kenntnisnahme

· Einverständnis

· Rahmenvereinbarungen

· Problem der zu kontrollierenden AGB’s

· Keine überraschende Klausel im Sinne des § 305 c BGB n.F.

3. Inhaltskontrolle

· Umfang der Inhaltskontrolle

· Klauselkontrolle ohne Wertungsmöglichkeit gemäß §308 BGB n.F.

· Klauselkontrolle mit Wertungsmöglichkeit gemäß §307 BGB n.F.

· Umgehungsverbot

Beachte: Besonderheiten gegenüber Verbrauchern

Begriff: (siehe § 305 I BGB n.F.)

AGB: Vertragsbedingungen, die für eine Vielzahl von Verträgen vorformuliert sind und die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt.

Tatbestandsmerkmale:

1. Vertragsbedingung

2. vorformuliert

3. für Vielzahl von Verträgen

4. Vertragsbedingung ist gestellt (einseitig vorgegeben d.h. nicht ausgehandelt)

Art und Weise der Darstellung ist irrelevant

Anwendungsbereich §305 f.f. BGB n.F.

· Keine Anwendung der §§ 305 f.f. BGB auf Arbeits-, Erb-, Familien- und Gesellschaftsverträgen

· Eingeschränkte Anwendung nach § 310 Abs. 1 und 2 bei

· Klauseln gegenüber Personen des öffentlichen Rechtes

Einbeziehung nach §305 II BGB, §2 AGBG

Voraussetzung einer wirksamen Einbeziehung

1. ausdrücklicher Hinweis oder deutlichen Aushang am Ort des Vertragsschlusses

2. zumutbare Möglichkeit der Kenntnisnahme 

· generelle Kenntnisnamemöglichkeit

· lesbar

· verständlicher Inhalt (Transparenzgebot)

3. Einverständnis in der Regel gegeben wenn 1. und 2. vorliegen und der Vertragspartner (V-Partner) sich auf den Vertragschluss einlässt

4. bei Vertragsschluss

Besonderheiten:

· Einbeziehung in den besonderen Fällen des §305a BGB n.F. d.h. Einbeziehung auch ohne Erfordernisse  des § 305 II BGB n.F. für:

· Genehmigte AGB’s in Bausparverträgen

· Personenbeförderungsbedingungen

· Postbeförderungsbedingungen

· Verträge über die Erbringung von Telekommunikationsleistungen

Problem kollidierender AGB’s

Problem: Im Geschäftsverkehr zwischen zwei Unternehmungen versuchen beide Seiten ihre AGB’s durchzusetzen ; z.B. Allgemeine Einkaufsbedingungen einerseits und Allgemeine Verkaufsbedingungen andererseits

h.M. (herrschende Meinung): i.d.R. ist von beiden Seiten ein wirksamer Vertrag gewollt daher erhalten die Individualvereinbarungen zunächst Wirksamkeit; zusätzlich sind alle AGB’s wirksam die sich nicht widersprechen; schließlich Lückenfüllung durch Auslegung und dem dispositiven Recht (vgl. BGB NJW 91,1606)

Überraschende Klauseln

Problem:

· V-Partner liest selten die AGB’s in allen Einzelheiten, daher Gefahr von versteckten Klauseln durch den Verwender, auf die sich der V-Partner nicht ohne weiteres verlassen würde

 Lösung.:

· Regelung im §305 c Abs. 1 BGB n.F.:

Regelungen die so ungewöhnlich sind, dass der V-Partner des Verwenders nicht mit ihnen zu rechen braucht werden nicht Vertragsbestandteil

· Ungewöhnlich hinsichtlich

· Äußeres Erscheinungsbild

· Inhaltliche Regelungen

· Rspr.: Überrumpelungs- oder Überraschungseffekt, d.h. zwischen Inhalt und Erwartung besteht eine deutliche Diskrepanz

· Vergleiche Durchschnittskunden

Besonderheiten bei Verbraucherverträgen

Besonderheiten:

· Vermutung, dass Klausel gestellt ist

· Absicht des einmaligen Gebrauchs ausreichend

· I.d.R. Generalklausel

Definition Verbraucherverträge:

· Vertrag zwischen Unternehmer und Verbraucher §310 Abs. 3 .HS BGB n.F.

Definitionen: Verbraucher (§13 BGB) und Unternehmer (§14 BGB)

Inhaltskontrolle von AGB’s

· Schranken für Inhaltskontrolle nach §307 Abs. 3 BGB n.F., §8AGBG

· Unangemessene Benachrichtigungen für V-Partner vermeiden; Kataloge 

· Die §§308 und 309 als spezielle Regelung des §387 BGB n.F.

Prüfungsreihenfolge:






Generalklausel der § 307 BGB n.F.

Abs. 1: Unwirksamkeit der Klausel bei einer unangemessenen Benachteilung nach den Geboten von Treue & Glauben

Benachteiligung = Rechte der V-Partner nach dispositiven Recht ohne Geltung der Klausel erheblich eingeschränkt

unangemessen = Verwender versucht durch einseitig Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen ohne hinreichende Berücksichtigung der Belange des Vertragspartners, insbesondere ohne Ausgleich, durchzusetzen

Umgehungsverbot §306a BGB n.F. (§7 AGBG)

· Umgehung der Verbote d §§ 305 ff durch scheinbar zulässige Vertragsgestaltung

· Anwendung nur sofern §305 ff BGB n.F. nach Wortlaut nicht greifen

· Analoge Anwendung der Vorschriften auf gleichartige Geschäfte

Rechtsfolge §306 BGB n.F. §6 AGBG

· Teilnichtigkeit führt unmittelbar zur Gesamtnichtigkeit gem. §139 BGB (für Individualvereinbarungen)

· anders jedoch bei AGB’s

· nicht einbezogene oder nichtige AGB’s berühren die Wirksamkeit des Vertrages nicht 

· Aufgeworfene Lücken durch disposives Gesetzesrecht schließen ( Verbesserung des V-Partners und Verschlechterung der Verwenders

· wenn Anwendung des Gesetzesrechtes zu unzumutbarer Härte führ, dann erfolgt Gesamtnichtigkeit des Vertrages

Grund: Berücksichtigung des Schutzbedarfs der Kunden

Auslegung von AGB’s

1. Grundsätze der objektiven Auslegung

· Normalerweise Auslegung nach objektiven Empfängerhorizont d.h. wie dürfte der V-Partner die Erklärung im Einzelfall verstehen

2. Vorrang der Individualabreden

· Regelung §305b BGB n.F.

3. Unklarheiten

· Regelung § 305c Abs. 2 BGB n.F.

Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit §309 BGB n.F. 


§11 AGBG





Klauselverbote mit Wertungsmöglichkeit §308 BGB n.F. 


§10 AGBG





Generalklausel §307 BGB n.F.


§9 AGBG





konkrete Klauselverbote, weil Verzicht auf Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe


richterlicher Wertung entzogen


13 Klauseln





Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe bedürfen richterlicher Wertung 8 Klauseln
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